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652. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens betreffend Auskünfte über

ausländisches Recht

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Polen am 14. September 1992 seine
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Überein-
kommen betreffend Auskünfte über ausländisches
Recht (BGBl. Nr. 417/1971, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 296/1991) hinter-
legt.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge wird Rußland als Vertragspartei dieses
Übereinkommens, dem die ehemalige Sowjetunion
am 12. Februar 1991 beigetreten ist, angesehen.

Vranitzky

653. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Zusatzproto-
kolls zum Europäischen Übereinkommen be-
treffend Auskünfte über ausländisches Recht

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat Polen am 14. September 1992 seine
Ratifikationsurkunde zum Zusatzprotokoll zum
Europäischen Übereinkommen betreffend Aus-
künfte über ausländisches Recht (BGBl. Nr. 179/
1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereiches
BGBl. Nr. 297/1991) hinterlegt.

Vranitzky

654.
(Übersetzung)

V E R E I N B A R U N G

zwischen dem Verkehrsminister der Bundesre-
publik Deutschland und dem Bundesminister
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der
Republik Österreich nach Rn. 2010 des ADR
über die Beförderung von Thermostaten mit

einer Kalium-Natrium-Legierung

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2471 und 2473 der Anlage A des ADR dürfen
Thermostate aus Edelstahl, die mit einer Kalium-
Natrium-Legierung zwischen 1,3 g und 6,8 g/Stück
gefüllt sind, als Stoffe der Klasse 4.3 Ziffer 1 a),
(UN-Nr. 1422) in der nachstehend beschriebenen
Verpackung unter den festgelegten Bedingungen im
internationalen Straßenverkehr befördert werden:
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1. Verpackung

1.1 Zu verwenden sind zusammengesetzte Verpak-
kungen mit Innenverpackungen aus Metall
nach Rn. 3538 des ADR. Als Außenverpackun-
gen sind Kisten aus Pappe gemäß Rn. 3530 des
ADR zu verwenden. Als Innenverpackung
dürfen vakuumdichte Thermostate aus Edel-
stahl verwendet werden.

1.2 Die Verpackung muß eine Bauartprüfung
gemäß Anhang A.5 der Anlage A des ADR
bestanden haben. Es sind die Bestimmungen für
flüssige Stoffe der Verpackungsgruppe I anzu-
wenden.

1.3 Die Innenverpackungen müssen luftdicht ver-
schlossen sein, so daß weder Feuchtigkeit
eindringen, noch vom Inhalt etwas nach außen
gelangen kann. Sie dürfen keine Lüftungsein-
richtungen nach Rn. 3500 (8) haben.

2. Sonstige Bestimmungen

Die sonstigen für Stoffe der Klasse 4.3
Ziffer 1 a), geltenden Vorschriften sind entspre-
chend anzuwenden.

3. Angaben im Beförderungspapier

Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach Rn. 2010 des
ADR".

(2) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und Österreich bis auf
Widerruf durch eine der Vertragsparteien, längstens
jedoch bis zur Einführung einer neuen Klasse 4.3.

Wien, den 11. September 1992

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Bonn, den 3. August 1992

Die für das ADR zuständige Behörde der
Bundesrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:
Hoffmann

Vranitzky
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655.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Protokoll über den Beitritt Costa Ricas zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen
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(Übersetzung)

Protokoll über den Beitritt Costa Ricas zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen

Die Regierungen, die Vertragsparteien des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens sind
(im folgenden als „Vertragsparteien" bzw. als
„Allgemeines Abkommen" bezeichnet), die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft und die Regierung
Costa Ricas (im folgenden als „Costa Rica"
bezeichnet),

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Ergeb-
nisse der Verhandlungen betreffend den Beitritt
Costa Ricas zum Allgemeinen Abkommen,

SIND durch ihre Vertreter wie folgt übereinge-
kommen:

TEIL I

Allgemeine Bestimmungen

1. Costa Rica wird, sobald dieses Protokoll
gemäß Absatz 8 in Kraft tritt, zu einer Vertragspar-
tei des Allgemeinen Abkommens im Sinne seines
Artikels XXXII und wendet gegenüber den
Vertragsparteien vorläufig und nach Maßgabe
dieses Protokolls an:

a) die Teile I, III und IV des Allgemeinen
Abkommens und

b) Teil II des Allgemeinen Abkommens in
größtmöglichem Ausmaß, das mit seinen am
Tage des Datums des Protokolls bestehenden
Rechtsvorschriften vereinbar ist.

Die Verpflichtungen gemäß Art. I Abs. 1 des
Allgemeinen Abkommens, soweit darin auf Art. III
Bezug genommen wird, und die Verpflichtungen
gemäß Art. II Abs. 2 lit. b, soweit darin auf Art. VI
des Allgemeinen Abkommens Bezug genommen
wird, werden für die Zwecke dieses Absatzes als zu
Teil II gehörig angesehen.

2. a) Falls in diesem Protokoll nichts anderes
bestimmt ist, sind die von Costa Rica
gegenüber den Vertragsparteien anzuwen-
denden Bestimmungen des Allgemeinen Ab-
kommens diejenigen, die in dem Text
enthalten sind, der der Schlußakte der
2. Tagung des Vorbereitenden Komitees der
Konferenz der Vereinten Nationen für
Handel und Beschäftigung angeschlossen ist,
und zwar in der durch solche Übereinkom-
men berichtigten, ergänzten oder auf andere
Weise geänderten Fassung, die am Tage, an
dem Costa Rica Vertragspartei wird, in Kraft
stehen.

b) In den Fällen, in denen Art. V Abs. 6, Art. VII
Abs. 4, lit. d und Art. X Abs. 3, lit. c des
Allgemeinen Abkommens auf das Datum
jenes Abkommens Bezug nehmen, ist für
Costa Rica das Datum dieses Protokolls
anzuwenden.

3. Costa Rica beabsichtigt, die in Absatz 31 von
Dokument L/6589 enthaltenen exzessiven Import-
zölle und -gebühren abzuschaffen, soweit diese die
in der beiliegenden Liste vorgeschriebenen Grenzen
überschreiten. Falls diese Zölle vier Jahre nach dem
Beitritt Costa Ricas zum Allgemeinen Abkommen
immer noch in Kraft sind, ohne daß die oben
angeführten Maßnahmen durchgeführt wurden,
wird die Angelegenheit von den VERTRAGSPAR-
TEIEN einer Überprüfung unterzogen.

4. Wie in Absatz 50 von Dokument L/6589
angeführt, schafft Costa Rica die gegenwärtigen
Importbewilligungseinschränkungen und die men-
genmäßigen Einschränkungen weiterhin stufen-
weise ab und beendet diesen Prozeß vier Jahre nach
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dem Tage des Beitritts Costa Ricas zum Allgemei-
nen Abkommen. Mit dem Datum des Beitritts
werden zusätzliche Maßnahmen dieser Art nur im
Einklang mit den Bestimmungen des Allgemeinen
Abkommens angewendet und Einschränkungen, die
nach diesem Zeitpunkt noch in Kraft sind, werden
notifiziert und im Einklang mit den GATT
Verpflichtungen gerechtfertigt. Wo dies nicht
zutrifft, wird die Angelegenheit von den VER-
TRAGSPARTEIEN einer Überprüfung unterzo-
gen.

TEIL II

Liste der Zollzugeständnisse

5. Sobald dieses Protokoll in Kraft tritt, wird die
Liste in der Anlage zu einer Liste des Allgemeinen
Abkommens bezüglich Costa Ricas.

6. a) In den Fällen, in denen Art. II Abs. 1 des
Allgemeinen Abkommens auf das Datum
jenes Abkommens Bezug nimmt, ist für jede
Ware, die Gegenstand eines Zugeständnisses
im Rahmen der diesem Protokoll beigefügten
Liste der Zollzugeständnisse ist, das Datum
dieses Protokolls anzuwenden.

b) Betreffend die Bezugnahme in Art. II Abs. 6,
lit. a des Allgemeinen Abkommens auf das
Datum jenes Abkommens ist das für die
diesem Protokoll beigefügte Liste der Zollzu-
geständnisse anzuwendende Datum das Da-
tum dieses Protokolls.

TEIL III

Schlußbestimmungen

7. Dieses Protokoll wird beim Generaldirektor der
VERTRAGSPARTEIEN hinterlegt. Es liegt zur
Annahme mittels Unterzeichnung oder sonst wie
durch Costa Rica bis 30. Juni 1990 auf. Es liegt auch
zur Annahme seitens der VERTRAGSPARTEI und
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft auf.

8. Dieses Protokoll tritt am dreißigsten Tag nach
dem Tage seiner Annahme durch Costa Rica in
Kraft.

9. Nachdem Costa Rica nach Absatz 1 dieses
Protokolls eine Vertragspartei des Allgemeinen
Abkommens geworden ist, kann es dem Allgemei-
nen Abkommen auf Grund der anwendbaren
Bestimmungen dieses Protokolls durch Hinterle-
gung einer Beitrittsurkunde beim Generaldirektor
beitreten. Dieser Beitritt wird an dem Tag wirksam,
an dem das Allgemeine Abkommen nach Arti-
kel XXVI in Kraft tritt oder am dreißigsten Tag
nach dem Tag der Hinterlegung der Beitrittsur-
kunde, je nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere
ist. Der Beitritt zum Allgemeinen Abkommen
gemäß dieses Absatzes wird für die Zwecke des
Artikels XXXII, Absatz 2 jenes Abkommens als
Annahme des Abkommens gemäß seines Artikels
XXVI, Absatz 4 angesehen.

10. Costa Rica kann die vorläufige Anwendung
des Allgemeinen Abkommens vor seinem Beitritt zu
diesem gemäß Absatz 9 zurücknehmen. Eine
derartige Zurücknahme wird am sechzigsten Tag
nach dem Tage wirksam, an dem eine schriftliche
Mitteilung hierüber beim Generaldirektor einlangt.

11. Der Generaldirektor übermittelt unverzüglich
eine beglaubigte Abschrift dieses Protokolls und
eine Notifikation über jede Unterzeichnung dessel-
ben gemäß Absatz 7 an jede Vertragspartei, an die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, an Costa
Rica und an jede Regierung, die dem Allgemeinen
Abkommen vorläufig beigetreten ist.

12. Dieses Protokoll wird nach Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Nationen registriert.

GESCHEHEN zu Genf, am zwanzigsten No-
vember Eintausendneunhundertneunundachtzig, in
einer einzigen Urschrift in englischer, französischer
und spanischer Sprache, ausgenommen einer
möglichen anderen Regelung betreffend die hier
beigefügte Liste, wobei jeder Text authentisch ist.

Das Protokoll wurde vorbehaltlich der Genehmigung durch die verfassungsmäßig zuständigen Organe
angenommen. Diese Genehmigung wurde dem Generaldirektor des GATT am 31. Juli 1992 notifiziert; das
Protokoll ist daher mit diesem Tag für Österreich in Kraft getreten.

Vranitzky


